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Abbildung 1 Blick in den 'Steenredder' Richtung Süden mit charakteristischer Straßenrand- 
       bebauung sowie rückwärtiger Nachverdichtung (linker Bildausschnitt) 

1. Anlass der Planung, Planungsziele 

Die Gemeinde Bordesholm steht als hochattraktiver Wohnstandort aufgrund ihres 
kleinstädtisch anmutenden Ortscharakters und der zentralen Lage zwischen der 
Landeshauptstadt Kiel und dem Oberzentrum Neumünster vor der Herausforde-
rung, dass sich die zunehmend stärker nachgefragte bauliche Entwicklung inner-
halb der geschlossenen Ortslage auch in Zukunft in das lokal vorherrschende 
Siedlungsbild einfügen soll. Die Sicherung des kleinteiligen Ortsbildes und der 
damit verbundenen lokalen Baukultur unter Berücksichtigung zeitgemäßer Bausti-
le und Materialien gehört daher mit zu den Zielsetzungen der gemeindlichen (In-
nen-)Entwicklungsplanung. 
 
Die Schaffung neuer und zukunftssicherer Regelungen für die künftige (Weiter-) 
Entwicklung des gewachsenen wohnbaulichen Zusammenhangs ist dafür von 
besonderer städtebaulicher Bedeutung, um die Voraussetzungen für eine positive 
Fortentwicklung von Bordesholm zu sichern. Die Gemeinde nutzt den vermehrt 
aufkommenden (und bereits durch Bauvorhaben nach § 34 BauGB umgesetzten) 
Wunsch nach baulichen Veränderungen (Sanierung und/oder Modernisierung) 
sowie strukturverändernden Planungen (Neubau und/oder Umbauvorhaben) als 
Chance für die langfristige Ortsentwicklungsplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
Anlass für die Planaufstellung war zum einen die Notwendigkeit unerwünschten 
und atypischen städtebaulichen Verdichtungs- und Teilungsabsichten sowie Ab-
riss- und Neubauvorhaben entgegenzuwirken, um das lokale Ortsbild im Bereich 
des Plangebietes in den weitgehend intakten und charakteristischen Siedlungs-
bereichen zu wahren und zum anderen bei erwünschten städtebaulichen (Nach-) 
Verdichtungsvorhaben eine geordnete Entwicklung zu gewährleisten. 
 
Mit dem Bebauungsplan sollen daher die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine städtebaulich, typologisch und gestalterisch sinnvolle (Weiter-) Entwick-
lung des bestehenden Siedlungsbildes geschaffen werden, welche durch ent-
sprechende Festsetzungen die gemeindlichen Zielsetzungen erfüllen können und 
ein Einfügen künftiger Planungen in das vorhandene Umfeld sicherstellt. 
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Abbildung 2 Strukturelle Lagesituation des Plangebietes, Luftbild (Google Maps) 

Zur Umsetzung dieser städtebaulichen Zielsetzungen besteht aufgrund der mit 
den Planungen verbundenen Sach- und Fachfragen (Baurecht, Gestaltung, örtli-
che Bauvorschriften etc.) das Erfordernis zur Aufstellung des (einfachen) Bebau-
ungsplanes Nr. 44 im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung). 

 

2. Lage, Größe und Nutzung 

Die Gemeinde Bordesholm liegt im Kreis Rendsburg-Eckernförde (Rd.-Eck.). Sie 
befindet sich zentral zwischen der Landeshauptstadt Kiel und dem Oberzentrum 
Neumünster (jeweils knapp 20 Fahrminuten) und hat ca. 7.682 Einwohner (Stand: 
31. Dezember 2019). Die Verwaltungsgeschäfte liegen beim Amt Bordesholm, 
welches im Ort selbst seinen Sitz hat. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 44 liegt im südöstlichen (ge-
schlossenen) Siedlungsgefüge, südlich der ‚Bahnhofstraße‘ und westlich der 
Gemeindegrenze zur Gemeinde Wattenbek. 
 
Das Plangebiet weist eine Gesamtgröße von ca. 27.420 (2,7 ha) m² auf. 
 
An das Plangebiet grenzen: 
 

• im Norden die ‚Bahnhofstraße‘ mit der angrenzender 
Wohn- und Geschäftshausbebauung; 

• im Osten die Siedlungsbereiche entlang der 
‚Adolf-Schroedter-Straße‘ (Gemeinde Wattenbek) 
sowie der Straße ‚Schlagholm‘; 

• im Süden die Straße ‚Grotenkamp‘ mit der 
dort vorhandenen Wohnbebauung und 

• im Westen die Wohnbebauung der Finnenhaussiedlungen 
im Bereich der Straßen ‚Quarkensteg‘ und ‚Brinkensteg‘. 
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Plangebiet 

Gemeinde 
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Rathaus 
Nahversorgungs-

zentrum 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 44 
                      der Gemeinde Bordesholm (Kreis Rd.-Eck.) 

 

Seite | 5  

Die Abgrenzung des Plangeltungsbereiches wird in dem beiliegenden Planwerk 
dargestellt, die räumliche Lage im Gemeindegebiet kann dem Übersichtsplan 
entnommen werden. Die strukturelle Einbindung des Plangebietes in das örtliche 
Umfeld wird in nachfolgendem Luftbild dargestellt. 
 
Das Plangebiet weist entlang des ‚Steenredder‘ ein Höhengefälle von rund     
4,20 m auf, welches sich in Nord-Süd-Richtung von etwa 31,80 m (ü. NHN) auf 
knapp 27,60 m (ü. NHN) erstreckt. 
 
Die Grundstücke innerhalb des Plangebietes sind vollständig mit Einfamilien- und 
Mehrfamilienhäusern bebaut und erschlossen. Hinsichtlich der Grünstruktur sind 
lediglich klassische Vorgartenbereiche sowie rückwärtige Grünflächen zur eige-
nen Gartennutzung vorhanden, welche durch entsprechende Kleingehölz- und 
Heckenpflanzungen geprägt sind. Sämtliche Grundstücke befinden sich vollstän-
dig in Privateigentum. 

 

3. Rechtsgrundlagen und Verfahren 

3.1. Rechtliche Grundlagen 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 44 der Gemeinde Bordesholm (Kreis 
Rd.-Eck.) erfolgt nach 

• dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom           
3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 28. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 221); 

• der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176); 

• der Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I 
S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 
1802) geändert worden ist; 

• dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 
(BGBI. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2022 (BGBI. I S. 2240) geändert worden ist; 

• dem Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein (LNatSchG-SH) in der 
Fassung vom 24. Februar 2010, das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom       
6. Dezember 2022 (GVOBI. S. 1002) geändert worden ist sowie 

• der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO-SH) in der 
Fassung vom 06. Dezember 2021, die zuletzt durch Vollzugsbekanntma-
chung der Landesbauordnung (VollzBekLBO) vom 24. August 2022 geändert 
worden ist. 

 

3.2. Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 44 der Gemeinde Bordesholm (Kreis 
Rd.-Eck.) erfolgt auf Grundlage des formellen Aufstellungsbeschlusses durch die 
Gemeindevertretung vom 22.09.2020 und wird als (einfacher) Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenent-
wicklung) durchgeführt. 
 
Die Entscheidung, das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB anzuwenden 
wird damit begründet, dass es sich bei den überplanten Flächen de facto um eine 
reine Innenbereichsfläche innerhalb des geschlossenen Siedlungszusammen-
hangs (Zulässigkeitsbereich nach § 34 BauGB) handelt und die anvisierten Pla-
nungsziele (Sicherung der städtebaulichen Ordnung im Bestand sowie im Rah-
men künftiger Nachverdichtung innerörtlicher Siedlungsflächen) dem Grundge-
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danken des § 13a entspricht. Die Kriterien, die einem § 13a-Verfahren zugrunde 
zu legen sind, werden hier erfüllt: 
 
✓ Lage innerhalb des Siedlungsbereiches 
✓ Eingefasst durch umliegende Bebauungs- 

und Siedlungsstrukturen 
✓ Keine konträren Ziele der Raumordnung 
✓ Keine Auskragungen in den Außenbereich 
✓ Die zulässige Grundfläche ist kleiner als 20.000m² 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes wird keine Zulässigkeit von Vorha-
ben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegen. Bei den Flächen handelt es sich um bereits erschlossene 
und (teil-)versiegelte Bereiche innerhalb des bestehenden Siedlungszusammen-
hangs. 

 
Es werden keine Natura-2000-Gebiete oder sonstige schützenswerte Naturräume 
tangiert oder beeinträchtigt (Bundesamt für Naturschutz (BfN); abgefragt am 
02.04.2024). 
 
Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Ver-
meidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 
Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB wird von einer Umweltprü-
fung und einem Umweltbericht abgesehen. 

 
Im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB gelten die Vorschriften des ver-
einfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 BauGB. Daher kann gemäß § 13 Abs. 2 
Nr. 1 BauGB auf die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB verzichtet werden. Die Gemeinde 
Bordesholm macht hiervon keinen Gebrauch. 

 

4. Rahmenbedingungen und planerische Vorgaben 

Nach § 1 BauGB sind Bauleitpläne aufzustellen, „sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist“. Diese sind entspre-
chend § 1 Abs. 3 und 4 BauGB den „Zielen der Raumordnung“ anzupassen. 

 

4.1. Landes- und Regionalplanung 

4.1.1. Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (LEP 2010, Fortschreibung 2021) 

Die seit Dezember 2021 wirksame Fortschreibung des Landesentwicklungspla-
nes 2010 Schleswig-Holstein (LEP) ist die Grundlage der räumlichen Entwicklung 
des Landes bis zum Jahr 2036 und orientiert sich an den Leitbildern und Hand-
lungsstrategien, die von der Ministerkonferenz für Raumordnung für die räumliche 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland festgelegt worden sind. 
 
Das übergeordnete Leitbild des Landesentwicklungsplanes soll die Entwicklung 
für alle Teilräume Schleswig-Holsteins ermöglichen und die vorhandenen Poten-
ziale nachhaltig, umweltverträglich und zukunftsorientiert ausschöpfen, sodass al-
le Regionen gleichwertige Lebensverhältnisse bieten können. 
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Abbildung 3 Ausschnitt aus dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (2021) 

 
 
 
 

Der Landesentwicklungsplan enthält für die Gemeinde Bordesholm folgende 
Aussagen bzw. Festsetzungen: 
 
➢ Liegt im Ordnungsraum der Landeshauptstadt Kiel 
➢ Grenzt an einen Stadt- und Umlandbereich im ländlichen Raum 
➢ Ist ein Unterzentrum als Äußerer Siedlungsachsenschwerpunkt 
➢ Tangiert den 10km-Umkreis um das Oberzentrum Neumünster 
➢ Liegt auf der Siedlungsachse ‚Kiel – Molfsee – Flintbek‘ 
➢ Der westliche Randbereich des Gemeindegebietes liegt 

innerhalb des Naturparks ‚Westensee‘ 
➢ Der westliche Randbereich im Naturpark ‚Westensee‘ ist ein 

Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung 
➢ Wird von einer zwei- oder mehrgleisigen Bahnstrecke 

(Kiel – Neumünster – Hamburg) durchquert 
 

Gemäß der raumordnerischen Grundsätze und Ziele liegen Gemeinden innerhalb 
eines „Ordnungsraumes“ in einem Verdichtungsraum (hier: um das Oberzentrum 
Kiel) mit den entsprechenden Randgebieten, welche aufgrund dieser Verdichtung 
auch durch räumliche Belastungen gekennzeichnet sind (z.B. örtliche Flä-
chenengpässe, wachsendes Verkehrsaufkommen, zunehmende Nutzungskonflik-
te etc.). Aufgrund der hier vorherrschenden Stadt-Umlandwanderung sind auch 
die ländlichen Gemeinden innerhalb eines Ordnungsraumes für die nachgeordne-
te Wohnraumversorgung verantwortlich, die unmittelbar durch das betreffende 
Oberzentrum nicht oder nur teilweise geleistet werden kann. 
 
Der Landesentwicklungsplan formuliert überdies zum Thema „Wohnungsversor-
gung“ die folgenden Grundsätze und Ziele: 
 
Alle Gemeinden des Landes sollen eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevöl-
kerung mit einem entsprechenden Wohnraumangebot sicherstellen. Dieses An-
gebot soll die künftig absehbare Nachfrage decken und hinsichtlich Größe, Aus-
stattung, Lage, Gestaltung des Wohnumfeldes und Preis den Ansprüchen der 
Nachfrage angemessen Rechnung tragen. 
 

Gemeinde 

Bordesholm 
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Abbildung 4 Ausschnitt aus dem Regionalplan Schleswig-Holstein (2001) 

4.1.2. Regionalplan Schleswig-Holstein (2000) 

Der 2001 in Kraft getretene Regionalplan für den Planungsraum III „Schleswig-
Holstein Mitte“ beinhaltet Ziele und Grundsätze zur räumlichen Entwicklung der 
Landeshauptstadt Kiel, der kreisfreien Stadt Neumünster sowie der Kreise Plön 
und Rendsburg-Eckernförde. Eine Fortschreibung der Regionalpläne steht noch 
aus, sodass weiterhin der derzeit noch gültige Regionalplan aus dem Jahr 2001 
als maßgebende Planungsvorgabe anzusehen ist. 
 
 
 
 
                                                     

 

Für die Gemeinde Bordesholm ergeben sich aus dem Regionalplan folgende 
Aussagen bzw. Festsetzungen: 
 
➢ Liegt im Ordnungsraum der Landeshauptstadt Kiel 
➢ Liegt auf der Siedlungsachse ‚Kiel – Molfsee – Flintbek‘ 
➢ Der westliche Randbereich des Gemeindegebietes liegt 

innerhalb des Naturparks ‚Westensee‘ 
➢ Wird von einer zwei- oder mehrgleisigen Bahnstrecke 

(Kiel – Neumünster – Hamburg) durchquert 
 
In Schleswig-Holstein werden in den nächsten Jahren alle Regionalpläne voll-
ständig neu aufgestellt. Die Neuaufstellung der Regionalpläne erfolgt dann für die 
drei neuen Planungsräume. Die bisherigen Pläne gelten bis dahin weiter. 
 
Aus dem Regionalplan ergeben sich keine Vorgaben, die über die Ziele des Lan-
desentwicklungsplanes hinausgehen. 

 

4.2. Flächennutzungsplan 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne „aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickeln“ und die Belange des Landschaftsplanes zu berücksichtigen. 
 
Im aktuell wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Bordesholm (Stand für 
das Plangebiet: Neuaufstellung, 2000) wird das gesamte Plangebiet als Wohn-
baufläche gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB ausgewiesen. Der ‚Steenredder‘ ist als 
örtliche Hauptverkehrsstraße dargestellt und wird entlang des Straßenverlaufes 
beidseitig mit der Darstellung einer Baumreihe/-allee gesäumt. 

 

Gemeinde 

Bordesholm 
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Abbildung 5 Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (Stand: Neuaufstellung, 2000) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Der Bebauungsplan Nr. 44 kann daher aufgrund der identischen Planinhalte und 
Zieldarstellungen aus dem bestehenden Flächennutzungsplan entwickelt werden. 

 

4.3. Landschaftsplan 

Die Gemeinde Bordesholm verfügt über einen Landschaftsplan. Das Plangebiet 
wird in der Entwicklungskarte vollständig als Wohnbaufläche (Bestand) darge-
stellt. Die Baumallee entlang des ‚Steenredder‘ wird, korrespondierend zum Flä-
chennutzungsplan, ebenfalls als Bestand übernommen. 
 
Der Landschaftsplan beinhaltet in seinen Zieldarstellungen keine konträren Dar-
stellungen von der Bestandssituation und/oder dem Flächennutzungsplan und 
stimmt daher mit den Zielen und Absichten des Bebauungsplanes überein. 

 

5. Plangebiet / Städtebauliches Konzept 

5.1. Plangebiet / Bestandssituation 

Das ca. 27.420 m² (2,7 ha) große Plangebiet liegt mit seiner bestehenden Sied-
lungsbebauung innerhalb des südöstlichen Gemeindegebietes von Bordesholm, 
westlich tangierend an die Gemeindegrenze zu Wattenbek. 
 

Innerhalb des Geltungsberei-
ches des Bebauungsplanes Nr. 
44 lassen sich unterschiedliche 
Bebauungsphasen der ge-
meindlichen Entwicklung fest-
stellen. So findet sich entlang 
des ‚Steenredder‘ beidseitig 
primär eine traditionelle Stra-
ßenrandbebauung mit nahezu 
baugleichen Mehrfamilienhäu-
sern aus den 60er - 80er-
Jahren wieder, welche im süd-

Abbildung 6 Blick von Süden entlang des 'Steenredder' 
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Abbildung 7 Auswirkungen jüngerer (Nach-)Verdichtungen im vorhandenen Siedlungsbild 

lichen Abschluss durch eine kleinteilige Wohnanlage mit zwei neueren Gebäuden 
in vergleichbarer Gestaltung und Anmutung ergänzt wurde. Der nördliche Ein-
gangsbereich des Straßenzugs wird beidseitig durch Einfamilienhäuser im klassi-
schen Baustil geprägt, welche in westlicher Richtung in die dort verortete Finnen-
haussiedlung übergehen. In den Übergangsbereichen des ‚Quarkensteg‘ und 
‚Brinkensteg‘ finden sich in den angrenzenden Grundstücken z.T. Nachverdich-
tungen in Form von Neubauten (Einfamilien- und Mehrfamilienhaus) wieder. 
 

5.2. Planungsüberlegungen 

Ausgangsbasis für die Planung sind die weitgehend erhaltene gewachsene Sied-
lungsstruktur und die kleinteilige ortsübliche Straßenrandbebauung mit ihrer be-
wahrten Wohnnutzung. Sie stellen eine prägnante und erhaltenswerte ortsbild-, 
und raumgestaltende, städtebauliche und geschichtliche Prägnanz dar. Da der 
Bereich des Plangebietes unbeplant unter die Zulässigkeit von Vorhaben gem. § 
34 BauGB fällt und diese aus Sicht der Gemeinde daher keine ausreichenden 
Regelungsmöglichkeiten bietet, um die strukturelle und bauspezifische Eigenart 
des Gebietes zu erhalten und insbesondere die ortstypische Gebäudeanordnung 
(gleichmäßige Straßenrandbebauung) zu sichern, wurde die Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 44 beschlossen. 
 
Das Ortsbild des Plangebietes ist vor allem bestimmt durch die beidseitig des 
‚Steenredder‘ straßenbegleitenden Mehrfamilienhäuser (Straßenrandbebauung 
mit kurzem Vorgartenbereich und rückwärtiger Gartenvegetation). Eingebunden 
sind überdies die Ein- und Übergangsbereiche, welche durch kleinteilige Einfami-
lienhausbebauung ergänzt wird. Der bauliche Veränderungsdruck der jüngeren 
Vergangenheit führte allerdings zu einer städtebaulich unerwünschten (Nach-) 
Verdichtung durch Abriss/Neubau sowie in den rückwärtigen Grundstücksberei-
chen (z.B. Errichtung eines atypischen Mehrfamilienhauses in einer Baulücke 
sowie rückwärtige Nachverdichtung durch ein atypisches Einfamilienhaus etc.), 
die das städtebauliche Erscheinungs- und Siedlungsbild negativ beeinflussen. In-
nerhalb des Plangebietes sind, heute wie zukünftig, verschiedene Eigentümer 
und potenzielle Bauherren mit eigenen Ansprüchen und Bedürfnissen an ihre be-
stehenden bzw. künftigen Gebäude ansässig. Die jüngeren baulichen Verände-
rungen deuten bereits auf eine vielfältigere und individuellere Gestaltungsabsicht 
von Gebäuden hin, welche das vorhandene Ortsbild künftig prägen könnten. 
 

Die Gemeinde stellt sich daher die Frage, wie auch künftig trotz individueller An-
sprüche eine gemeinsame Identität entstehen und gesichert werden kann, die 
über die Grenzen des eigenen Grundstücks hinausgeht. Aufgabe des Bebau-
ungsplanes Nr. 44 ist es daher, dem Stellenwert des gewachsenen Ortsbildes 
und seiner Bedeutung für Gemeinde und Ortsbild neben dem individuellen Nutz- 
und Wohnwert mit entsprechender gestalterischer Qualität der Architektur gleich-
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ermaßen Rechnung zu tragen. Der jüngsten negativen Entwicklung wird mit den 
beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplanes entgegengesteuert. Grund-
stücksbezogen werden hierbei insbesondere das Maß der baulichen Nutzung und 
die überbaubare Grundstücksfläche gefasst bzw. der erhaltenswerte Bestand ge-
sichert, welches sich mit den Regelungsmöglichkeiten des § 34 BauGB nur unzu-
reichend steuern lässt. 
 
Im südöstlichen Randbereich des Plangebietes existieren großzügige hinterlie-
gende Garten- bzw. Freiflächen im Bereich der Grundstücke ‚Steenredder 13-23‘, 
welche sich für eine geordnete und kleinteilige Nachverdichtung im rückwärtigen 
Bereich eignen – die entsprechende Möglichkeit zur Errichtung von Kleinsthäu-
sern soll über den Bebauungsplan geschaffen werden. 

 

6. Inhalte der Planung 

6.1. Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 
Es wird ein ‚Allgemeines Wohngebiet‘ (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 
 
In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO die 
nach § 4   Abs. 3 Nr. 1, Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und Tankstel-
len) sowie Ferienwohnungen nach § 13a BauNVO nicht zulässig. 
 
Um die vorhandene und städtebaulich auch künftig gewünschte Nutzung „Woh-
nen“ innerhalb des Plangebietes zu sichern, setzt der Bebauungsplan ein Allge-
meines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO fest. 

 
Die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes schließt nicht aus, dass ein-
zelne Räume in den Wohngebäuden gewerblich bzw. freiberuflich genutzt werden 
können. Grundsätzlich sind freie Berufe, die im häuslichen Arbeitszimmer ausge-
übt werden, denkbar und allgemein zulässig. Somit kann der zunehmenden Be-
deutung zur Ausübung von Dienstleistungen in enger Verknüpfung mit der eige-
nen Wohnnutzung (z.B. Grafikdesign, Mediation, Steuerberatung o.ä.) ebenso 
Rechnung getragen werden wie der Einrichtung von adäquaten Heimarbeitsplät-
zen, mit denen Unternehmen ihren Mitarbeitern die vollständige oder zeitweise 
Arbeit von zu Hause ermöglichen. 
 
Aufgrund der weiterhin primär beabsichtigten Wohnnutzung innerhalb des Plan-
gebietes lässt der Bebauungsplan nur sinnvolle wohnergänzende Nutzungen zu, 
also solche Nutzungen, die im Prinzip den Charakter eines zusammenhängenden 
Wohngebietes nicht (erheblich) stören bzw. ihn sinnvoll ergänzen. Aufgrund des-
sen werden Nutzungen ausgeschlossen, die aufgrund ihres hohen Flächenver-
brauches und der ggf. einhergehenden Schadstoffgefährdungen bzw. entstehen-
den Emissionen nicht mit dem gewünschten Charakter des Plangebietes und sei-
nem bestehenden Umfeld vereinbar sind (Gartenbaubetriebe und Tankstellen). 
Die Ansiedlung bzw. Entwicklung solcher Nutzungen innerhalb des Plangebietes 
wird zudem als nicht realistisch angesehen. 
 

6.2. Maß der baulichen Nutzung 

Der Gebietscharakter resultiert weitgehend aus dem Zusammenwirken der fol-
genden städtebaulichen Kriterien: Lage und Stellung der Hauptanlagen auf dem 
Grundstück, überbaute Grundstücksfläche, maßgebliche Kubatur (Länge, Breite, 
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Höhe), Vorgarten- und Freiflä-
chenanteil und Dachform. Eine ge-
ordnete städtebauliche Entwick-
lung bzw. Nachverdichtung des 
Siedlungsbereiches wird durch die 
geplanten Festsetzungen der 
Grundflächenzahl (GRZ) bzw. der 
maximal zulässigen Grundfläche 
(GRmax), der überbaubaren 
Grundstücksflächen (Baugrenzen 
und Baulinien) und der Anzahl der 
Vollgeschosse in Kombination mit 
einer maximal zulässigen Höhe 
(als absolute Höhe über NHN) er-
reicht. 

 
Grundflächenzahl (GRZ) / Grundfläche (GR) 
In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) wird gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO ei-
ne Grundflächenzahl (GRZ) oder eine maximal zulässige Grundfläche (GRmax) 
als Höchstmaß festgesetzt. 
 
Um bei der künftigen Siedlungsentwicklung die ortsprägenden Strukturen zu er-
halten, werden (ausgehend von der bestehenden Vorprägung der jeweiligen 
Hauptanlagen) mögliche Ausnutzungen mittels GRZ von 0,2 bis 0,3 festgesetzt. 
Aufgrund der homogenen Baustrukturen innerhalb des Gebietes (insbesondere 
straßenbegleitend entlang des ‚Steenredder‘), welche in Rand- und Übergangs-
bereichen in kleinteiligere Bebauungen übergehen, werden diese Festsetzungen 
räumlich differenziert entsprechend der Umgebungstypik festgelegt. So ist es 
möglich, dass noch größtenteils intakte Ortsbild vor künftiger Zunahme baulicher 
Anlagen (auch Nebenanlagen) und Verdrängung von Grünflächen zu schützen. 
 
In den rückwärtigen Bereichen der 
Grundstücke ‚Steenredder 13-23‘ 
wird durch die Festsetzung einer 
maximal zulässigen Grundfläche 
(GRmax) von je 80 m² innerhalb ei-
ner dort verorteten zweiten Baureihe 
sichergestellt, dass eine Nachver-
dichtung in diesem Areal sich deut-
lich den prägenden Bestandsgebäu-
den unterordnet und somit lediglich 
die Möglichkeit zur Errichtung von 
Kleinsthäusern bietet, welche den 
Siedlungscharakter (insbesondere 
im hinterliegenden Bereich der 
Grundstücke) nicht stört. 
 
Sämtliche bestehenden Gebäude innerhalb des Plangebietes genießen Be-
standsschutz. Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 44 geht daher 
in den betroffenen Siedlungsbereichen kein Eingriff in die Eigentumsrechte hin-
sichtlich des Maßes der baulichen Nutzung aus, der gesetzliche Ansprüche auf 
Geldentschädigung und Grundstücksübernahmen (§§ 39 ff. BauGB) auslösen 
kann, da die bisher vorhandenen Geschossflächen weiterhin genutzt werden 
können (s. Hinweise zum Bestandsschutz). 
 
 

Abbildung 8 Prägendes Bestandshaus mit 
        Vorgarten und rückwärtigen Gärten 

Abbildung 9 Rückwärtiger Bereich zur  
        kleinteiligen Nachverdichtung 
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Zahl der Vollgeschosse / Höhe baulicher Anlagen 
Der Bebauungsplan sichert die Bestandsbebauung sowie die beabsichtigte künf-
tige Entwicklung durch die Festsetzung einer maximal zulässigen Anzahl Vollge-
schosse und damit verbundenen maximalen Gebäudehöhen (GHmax). 
 
Die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse wird, korrespondierend zu den 
Vorprägungen durch die Bestandsbebauung, auf ein (I) bis drei (III) Vollgeschos-
se festgesetzt. 
 
Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe über Normal-Höhen-Null (GHmax 
ü.NHN) wird gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß der Oberkante (OK) der 
baulichen Anlagen bestimmt und durch den höchsten Punkt des Daches (ein-
schließlich Gauben und Dachaufbauten) begrenzt. 

 
Die maximale Gebäudehöhe über Normal-Höhen-Null (GHmax ü.NHN) darf aus-
nahmsweise durch technische oder andere erforderliche Aufbauten (z.B. Anten-
nen, Solarpaneele und Photovoltaikanlagen o.ä.), die der Gebäudenutzung die-
nen, bis zu einer Höhe von maximal 0,50 m überschritten werden. 

 
Die Festlegung der Vollgeschosse als maximal zulässige Anzahl innerhalb des 
gesamten Plangebietes orientiert sich an der im Bestand und der Nachbarschaft 
vorzufindenden Bebauung. Die einzuhaltenden Höchstmaße bei der Gebäudehö-
he sind für das gesamte Plangebiet anhand des jeweiligen Gebäudetyps sowie 
der entsprechenden Höhenlage im Bestand erarbeitet worden. 
 
Technische Anlagen, wie Schornsteine, Lüftungsrohre o.ä., gehören grundsätz-
lich zur Ausstattung von Gebäuden. Da auf Ebene des Bebauungsplanes keine 
abschließenden Aussagen über die konkrete Höhe dieser Anlagen getroffen wer-
den können, wird festgesetzt, dass diese nicht der maximal zulässigen Gebäude-
höhe unterliegen, sondern diese um maximal 0,50 m überschreiten dürfen. Dies 
ist insoweit unkritisch, weil es sich um technische Anlagen von (Wohn-) Gebäu-
den handelt, bei denen dieselben wirtschaftlichen Aspekte wie bei den Kosten 
insgesamt relevant sind. Es ist daher auch nicht davon auszugehen, dass diese 
Anlagen unnötig hoch ausfallen würden. 
 

6.3. Bauweise / Überbaubare Grundstücksflächen 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes sind nur Gebäude als Einzelhäuser (E) 
zulässig. Die überbaubare Grundstücksfläche ist entsprechend den Eintragungen 
der Planzeichnung (Teil A) durch Baulinien und/oder Baugrenzen gemäß § 23 
Abs. 2 und Abs. 3 BauNVO bestimmt. 
 
Ergänzend zum Maß der baulichen Nutzung regeln die Festsetzungen zur Bau-
weise und der überbaubaren Grundstücksfläche die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung innerhalb des Plangebietes. Die Festsetzung von Einzelhäusern (E) 
entspricht der vollständigen Prägung des Gebietes im Bestand. 
 
Die Baufenster sind auf die jeweils sinnvolle Grundstücksausnutzung ausgerich-
tet und ausreichend dimensioniert, um eine architektonisch zeitgemäße Bebau-
ung in individueller Ausformung und zugleich ortstypischer Anordnung zu ermög-
lichen. Im nahezu vollständig intakten Siedlungsbereich beidseitig des ‚Steenred-
der‘ wird eine verbindliche Baulinie festgesetzt, sodass der prägende Charakter 
entlang der Alleestraße auch künftig bei Neuerrichtung von Hauptanlagen erhal-
ten bleibt. Im östlichen (sowie z.T. im westlichen) Straßenrandbereich, wo das 
Siedlungsbild entlang der Mehrfamilienhausbebauung noch nahezu homogen 
vorhanden ist, werden die dort befindlichen (Bestands-) Gebäude eng mit Bau-
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Abbildung 10 Straßenrandbebauung mit 
          einheitlicher Bauflucht 

fenstern umfahren. Damit bleiben die 
Grundstücke entsprechend der ausge-
übten Nutzung bebaubar, gleichzeitig 
wird aber eine Vergrößerung der Grund-
fläche sowie eine abweichende Platzie-
rung von Neubauten (welche den 
gleichmäßige Siedlungseindruck nach-
haltig stören würde) nicht ermöglicht. 
Überdies werden durch die Aufnahme 
der Baulinien in diesem Bereich die be-
stehenden Vorgärten gesichert, die 
ebenfalls das gewachsene Erschei-
nungsbild entlang der Straße prägen. 

 
Gebäude, die sich auf einem Grundstück außerhalb der zukünftig geltenden Bau-
fenster befinden genießen Bestandsschutz (s.u.) – erst bei einer Neubebauung 
ist auf dem Grundstück dann das neue Planungsrecht anzuwenden. 

 
Baulinien 
Ein Zurücktreten untergeordneter Bauteile gegenüber den (straßenseitigen) Bau-
linien ist gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO bis zu einem Maß von 0,5 m zulässig, 
sofern die Breite der zurücktretenden Bauteile jeweils 3,50 m nicht überschreitet. 
 
Ein Zurücktreten von Loggien (Räume in Gebäuden, die sich zum Außenraum 
öffnen) ist gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 BauNVO allgemein zulässig. 
 
Um den Spielraum der Baukörper- und Fassadengestaltung nicht zu stark einzu-
schränken, sind Über- und/oder Unterschreitungen der Baulinien in geordnetem 
Maß ausnahmsweise zulässig. 

 

6.4. Stellplätze, Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und Nebenanlagen 

Anzahl der Stellplätze 
In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind Stellplätze entsprechend der Vorga-
ben der Stellplatzsatzung der Gemeinde Bordesholm auf den privaten Grundstü-
cken herzustellen. 
 
Um ein Ausweichen von Kraftfahrzeugen in den öffentlichen Raum zu vermeiden, 
wird die Mindestanzahl der auf dem Baugrundstück zu errichtenden notwendigen 
Stellplätze in der Stellplatzsatzung der Gemeinde Bordesholm geregelt. Die dort 
aufgeführten Vorgaben sind entsprechend zu berücksichtigen und nachzuweisen. 
 
Lage von Stellplätzen, Garagen etc. / Abstandsflächen 
Überdachte Stellplätze (Carports), Garagen und Nebenanlagen sind in einem Ab-
stand von mindestens 5,0 m von der das Grundstück erschließenden Verkehrs-
fläche zulässig. 
 
Durch die Errichtung von Garagen und/oder Carports in einem Mindestabstand 
von 5,0 m von der erschließenden Straße aus besteht die Möglichkeit vor Gara-
gen oder Carportanlagen die entstehende Freifläche ebenso als Stellplatzfläche 
zu nutzen. Ergänzend dazu dienen diese Flächen zum Rückstoßen der Fahrzeu-
ge im Sinne der Verkehrssicherheit von Fußgängern und Radfahrern. 
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6.5. Beseitigung des Niederschlagswassers 

Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser (Oberflächen-
wasser) ist auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, zu versickern und/oder zu 
nutzen. 
 
Nach § 9 Abs. 1 Nr. 16d BauGB wird die Festsetzung der natürlichen Versicke-
rung von Wasser aus Niederschlägen (Oberflächenwasser) auf den privaten 
Baugrundstücken getroffen. Die Voraussetzung hierfür (Eignung der auf den 
Grundstücken vorhandenen Böden) wurde mittels einer Baugrunduntersuchung 
(s. Anlage zum Bebauungsplan) zur „Beurteilung der Versickerungsfähigkeit“ 
exemplarisch auf drei ausgewählten Grundstücken erbracht. An allen drei An-
satzpunkten (repräsentativ für das Plangebiet) ist eine oberflächennahe Versicke-
rung über Mulden- oder Rigolen möglich (s. Ver- und Entsorgung). 
 

6.6. Grünordnung 

Um das homogene Siedlungsbild mit ortstypischer Gestaltung der unversiegelten 
Flächen zu gewährleisten, werden einige grünordnerische Festsetzungen in sinn-
vollem und den örtlichen Gegebenheiten angemessenem Maß getroffen. 
 
Grundstücksbegrünung 
Vorgärten sowie nicht überbaute und/oder versiegelte Grundstücksflächen sind, 
mit Ausnahme von Flächen für notwendige Erschließung, Terrassen, Nebenanla-
gen u.ä., zu begrünen. 
 
Unbegrünte Schotter- und Kiesflächen sowie mit Folie und/oder Vlies abgedeckte 
Gartenbereiche sind nicht zulässig. 

 
Kennzeichnend für die vorhandene Siedlungsstruktur im Plangebiet ist die offene 
Einzelhausbebauung mit einer gering versiegelten, gärtnerisch angelegten Vor-
gartenzone, die sich von der öffentlichen Verkehrsfläche in einer Tiefe bis zu den 
Hauptgebäuden erstreckt. Diese sowie sämtliche nicht durch Bauvorhaben ver-
siegelten Flächen innerhalb des Plangebietes sind zu begrünen. 
 
Begrünte Flächen sind durch naturbelassene und/oder angelegte, mit Pflanzen 
bewachsene Flächen geprägt. Wesentliches Merkmal ist der „grüne Charakter“, 
d.h. die Freiflächen sind mit Rasen oder Gras, Gehölzen oder anderen Zier- und 
Nutzpflanzen zu bedecken. Steinelemente sind zwar grundsätzlich zulässig, je-
doch nur dann, wenn sie eine untergeordnete Bedeutung haben; also dem Be-
wuchs sowohl in funktioneller als auch in räumlich-gegenständlicher Hinsicht die-
nend zu- und untergeordnet sind (vgl. Beschluss OVG Lüneburg vom 17. Januar 
2023, Az.: 1 LA 20/22 sowie Urteil VG Hannover vom 12. Januar 2022, Az.: 4 A 
1791/21). Entscheidend ist bei der bauordnungsrechtlichen Bewertung weder die 
Anzahl noch die Größe einzelner Pflanzen, sondern das Gesamtbild der Flächen 
unter Berücksichtigung des vom Gesetzgeber verfolgten Zwecks, ökologisch 
wertvolle Flächen auch in bebauten Gebieten zu schaffen und zu erhalten. 

 
Als Beitrag zum Klimaschutz und in Anlehnung an die aktuelle politische und ge-
sellschaftliche Debatte ist daher die Errichtung von Schotter- und/oder Kiesgärten 
ausgeschlossen. Diese werden in zunehmender Häufigkeit zur vereinfachten 
Gartenpflege angelegt, haben jedoch sowohl für das Mikroklima als auch natur-
schutzfachlich negative Auswirkungen wie Aufheizen und Wärmeabstrahlung im 
Sommer, fehlende Habitatfunktionen, ökologische Wertlosigkeit und mangelhafte 
Wasserdurchlässigkeit bei Starkregenereignissen. 
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Versiegelung von Flächen 
Flächen von Stellplätzen sowie dazugehörige notwendige Zu- und Abfahrten sind 
in wasserdurchlässiger Form (z.B. Sickerpflaster, Rasengitterseine, Filtersteine 
o.ä.) auszubilden. 
 
Die Festsetzung erfolgt in Anlehnung an § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 3 Nr. 2 
BNatschG und dient der Minimierung des Eingriffs in den Boden- und Grundwas-
serhaushalt. Durch die Befestigung von Flächen in wasser- und luftdurchlässigem 
Aufbau können negative Auswirkungen auf die Bodenfunktionen minimiert wer-
den, da die Durchlüftung des Bodens sowie die Grundwasseranreicherung wei-
terhin eingeschränkt funktionieren. Die Funktionsfähigkeit der Flächen wird durch 
diese Festsetzung nicht beeinträchtigt, die schnelle Ableitung des Oberflächen-
wassers sorgt vielmehr für einen trockenen Belag in deutlich kürzerer Zeit. 

 

6.7. Örtliche Bauvorschriften / Gestalterische Festsetzungen 

Der Anspruch an ein optisch verträgliches und ansehnliches Gesamtbild eines 
Wohngebietes erfordert Aussagen und Festsetzungen über die Ausgestaltung der 
Gebäude hinsichtlich Materialität, Farben, Fassaden, Dächern und den damit zu-
sammenhängenden Fragestellungen. Im Zusammenspiel mit den beabsichtigten 
Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung wird die Qualitätssiche-
rung des bebauten Raumes sichergestellt. 
 
Die getroffenen gestalterischen Festsetzungen ermöglichen Störungen des Orts-
bildes innerhalb des Plangebietes aufgrund seiner städtebaulichen Gestalt zu 
verhindern. Abgeleitet von den vorhandenen, räumlich abgrenzbaren, Gestal-
tungsstrukturen wurden verschiedene Bereiche festgelegt in denen jeweils, den 
schützenswerten Siedlungseindrücken entsprechend, differenzierte Festsetzun-
gen zur zukünftigen Ausgestaltung der baulichen Anlagen getroffen wurden. 
Hierdurch kann die bestehende Struktur mit ihren ortsbildprägen städtebaulichen 
Eigenarten erhalten und bei kommenden Veränderungen sichergestellt werden. 
 
Das entlang des ‚Steenredder‘ beidseitig gelegene Plangebiet zeichnet sich hin-
sichtlich seines Ortsbildes und seiner Gestaltung durch folgende Merkmale aus: 
 

- Freistehende Einzelhausbebauung mit repräsentativem, straßenbeglei-
tendem Charakter aus der Zeit der 60er – 80er-Jahre, traufständig und 
in gleichmäßiger Bauflucht 

- Überwiegend zwei Vollgeschosse (in den Eingangs- und Übergangsbe-
reichen ein Vollgeschoss) und ein ausgebautes Dachgeschoss mit 
Mauerwerk- oder Putzfassaden 

- Überwiegend Gebäude mit Walmdächern (vereinzelt Steildächer), z.T. 
mit Balkonen, Wintergärten und Anbauten sowie Nebenanlagen; 

- Grundstücke mit Vorgartenzone, umlaufenden Grünflächen und rück-
wärtigen Gartenbereichen 

- Vorwiegend identische (rechteckige) Grundform mit vergleichbaren 
(teilweise identischen) Abmessungen 

 
Die beabsichtigten Gestaltungsfestsetzungen sind vor dem Hintergrund der 
größtmöglichen Erhaltung dieser Merkmale festgesetzt worden und sollen zu ei-
ner verträglichen und behutsamen Berücksichtigung dieser verhelfen. 
 
Gebäudegestaltung 
a) Die Festsetzungen zu Fassadenmaterialien und –farbgebungen sind, unter 

Berücksichtigung der zulässigen Abweichungen, jeweils für alle Außenfassa-
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Abbildung 11 Charakteristische Gebäudegestaltung (l.) und Veränderungen durch Anbauten oder  
          Sanierung in Material und optischem Eindruck (r.) 

den eines Einzelhauses (Hauptgebäude inkl. Vor- und Rücksprünge) iden-
tisch zu wählen. 
 
Auf maximal 1/3 der geschlossenen (fensterlosen) Fassadenfläche können 
von Primärmaterial und/oder Primärfarbe abweichende Materialien und/oder 
Farbgebungen ergänzend verwendet werden, sofern diese den nachgenann-
ten zulässigen Materialien bzw. Farbgebungen entsprechen. 
 

b) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) in den Teilbereichen WA1-WA6, sind 
Außenfassaden von Hauptgebäuden nur in Sichtmauerwerk, Putz und/oder 
Holz in den Farbgebungen Rot, Rotbraun, Grau oder Weiß sowie naturbelas-
sen (bei Holz) zulässig. 
 
In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) in den Teilbereichen WA7-WA8, sind 
Außenfassaden von Hauptgebäuden nur in Sichtmauerwerk in den Farbge-
bungen Rot und Rotbraun zulässig. 
 

c) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) in dem Teilbereich WA8a, sind Außen-
fassaden von Hauptgebäuden nur in Sichtmauerwerk, Putz und/oder Holz 
sowie vergleichbar anmutenden Materialien in den Farbgebungen Rot, Rot-
braun, Grau oder Weiß sowie naturbelassen (bei Holz) zulässig. 
 

d) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind glänzende, glasierte, metallische 
oder polierte Oberflächenmaterialien als Fassaden- und/oder Sockelbeklei-
dung ausgeschlossen. Die Verwendung von Glasbausteinen ist unzulässig. 
 

Das Fassadenmaterial prägt den Charakter eines Hauses entscheidend. Die 
Auswahl der festgesetzten Materialien orientiert sich daher an der im (räumlich 
abgegrenzten) Bestand bereits größtenteils vorhandenen Qualität und gewünsch-
ten Langlebigkeit. Zudem setzen sich die Regelungen bewusst über Modetrends 
hinweg und legen den Fokus auf die ortsübliche (und ebenso zeitgemäße) Ver-
wendung von „traditionellen“ Fassadenmaterialien wie Putz, Holz und Ziegel. Wie 
für das Dachmaterial gilt auch hierbei, dass glänzende Materialien ungeeignet 
sind, matte Oberflächen haben die gewünschte Natürlichkeit. 
 
Aufgrund des östlich des ‚Steenredders‘ vollständig erhaltenen, historisch ge-
wachsenen Siedlungsbildes im Kontrast zu den westlich der Straße bereits Ein-
zug haltenden Veränderungen durch Sanierung o.ä. in Material und Sichtein-
druck, werden die Festsetzungen hinsichtlich zulässiger Materialien und Farben 
ebenfalls räumlich differenzierter betrachtet und entsprechend getroffen. Für den 
Bereich einer möglichen kleinteiligen Nachverdichtung sind zudem i.S.d. Flexibili-
tät zeitgemäße Materialien in vergleichbarer optischer Anmutung zulässig. 
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Maximal ein Drittel der fensterlosen (geschlossenen) Fassadenfläche kann in an-
derer Farbgebung als die Primärfarbe oder mit abweichenden Materialien (gemäß 
Festsetzungskatalog) zu gliedernden oder ornamentalen Zwecken ergänzend 
versehen werden. Hierdurch wird ein gewisser Spielraum zur individuellen Aus-
gestaltung ermöglicht ohne eine ortsbilduntypische, weil zu große, Vielfalt oder 
Beliebigkeit zu fördern. 
 
Bei der Festsetzung von Farbgebungen wird die Festlegung in Anknüpfung an die 
Grundfarben als hinreichend bestimmt angesehen (vgl. u.a. OVG Münster, Urt. V. 
09.02.2000 – 7 A 2386/98 -, juris Rn. 22; OVG Münster, Beschl. v. 24.07.2000 – 
7a D 179/98.NE -, juris Rn. 27). Mit der Festlegung einer Grundfarbe (bspw. 
„Rot“) wird keine individuelle Farbe vorgegeben, sondern ein bestimmtes Spekt-
rum an Farbtönen für zulässig erklärt, in denen die festgesetzte Grundfarbe ge-
genüber anderen Grundfarben dominiert und damit den Charakter des Farbtones 
prägt. 
 
Dachform und -neigung 
a) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) in den Teilbereichen WA1, WA5 und 

WA6 sind für Hauptgebäude nur Satteldächer (SD) oder Walmdächer (WD) 
mit einer Dachneigung von mindestens 15° Grad und maximal 65° Grad zu-
lässig. 
 

b) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) in den Teilbereichen WA2-WA4 sind 
für Hauptgebäude nur Satteldächer (SD) oder Walmdächer (WD) mit einer 
Dachneigung von mindestens 35° Grad und maximal 65° Grad zulässig. 
 

c) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) in den Teilbereichen WA7-WA8 sind 
für Hauptgebäude nur Walmdächer (WD) mit einer Dachneigung von mindes-
tens 35° Grad und maximal 65° Grad zulässig. 
 

d) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) in dem Teilbereich WA8a sind für 
Hauptgebäude nur Geneigte Dächer (GD) mit einer Dachneigung von min-
destens 10° Grad und maximal 45° Grad zulässig. 

Die Dachform prägt die Gestalt eines Hauses in erheblichem Maß. Die zusam-
menhängende Dachlandschaft hat durch ihre gestalterische Ausprägung daher 
einen entscheidenden Einfluss auf das Gesamterscheinungsbild eines Ortes. Die 
getroffenen Festsetzungen zu Dachformen und den mindestens und maximal zu-
lässigen Neigungswinkeln von Dächern orientieren sich an dem vorhandenen 
Gebäudebestand bzw. dem schützenswerten Siedlungsbild und ermöglichen eine 
ruhige, homogene Einpassung künftiger Vorhaben in die örtlich vorhandene 
Dachlandschaft. 
 
Aufgrund des östlich des ‚Steenredders‘ vollständig erhaltenen, historisch ge-
wachsenen Siedlungsbildes im Kontrast zu den westlich der Straße bereits Ein-
zug haltenden Veränderungen durch Anbauten, Erweiterungen o.ä. in Dachform 
und -gestalt, werden die Festsetzungen hinsichtlich zulässiger Dachform und -
neigung ebenfalls räumlich differenzierter betrachtet und entsprechend getroffen. 
 
Dacheindeckungsmaterialien und -farben 
a) Die Festsetzungen zu Dacheindeckungsmaterialien und –farben sind jeweils 

für alle Dachflächen eines Einzelhauses (Hauptgebäude inkl. Gauben etc.) 
identisch zu wählen. 
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b) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind für Dächer von Hauptgebäuden 
nur Dachziegel und/oder Dachsteine in den Farbgebungen Rotbraun, 
Schwarz oder Anthrazit zulässig. 
 
Glänzende und/oder glasierte (auch glänzend engobierte) Dacheindeckungen 
sind unzulässig. 
 

c) In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind Dächer von Garagen, überdach-
ten Stellplätzen (Carports) sowie von Nebenanlagen (einschl. verfahrensfreier 
Anlagen gem. § 61 (1) LBO-SH) mit einer Grundfläche von mehr als 20 m² 
nur als Gründächer (lebende Pflanzen) zulässig. 

 
Als Dachmaterialien in den gemäß Festsetzungskatalog reglementierten Dach-
formen sind Dachpfannen (Dachziegel und Dachsteine) ortsüblich und entspre-
chen daher dem bestehenden und künftig zu sichernden Siedlungsbild. 
 
Dacheindeckungen in glänzenden Ausführungen werden ausgeschlossen, um so 

Störungen des Ortsbildes und Beeinträchtigungen durch Reflexionen möglichst 

gering zu halten. Glänzende Materialien in Verbindung mit einer entsprechenden 

Dachneigung können zu Blendwirkungen führen. Zwar dienen örtliche Bauvor-

schriften nicht dem Nachbarschutz, starke Einschränkungen (Lichtimmissionen) 

würden jedoch dem Unzulässigkeitsgebot nach § 15 Abs. 1 BauNVO entspre-

chen. Das Siedlungsbild soll sich „Ortsüblichkeit“ anpassen und dem Trend zu 

glänzenden Dachmaterialien entgegenwirken. Entsprechende Eindeckungen sind 

daher gemäß den Wohngebietsgrundsätzen unzulässig. Die Überdeckung der 

Dacheindeckung mit (ggf. reflektierenden) Solar- und/oder PV-Anlagen ist hiervon 

unbenommen, da es sich bei entsprechenden Installationen um technische Anla-

gen auf dem Dach handelt und nicht um Dacheindeckungen selbst. 

 

Die festgesetzten Dachfarben wurden anhand der in der Örtlichkeit und der Regi-
on traditionell verwendeten Farbgebungen ausgewählt und spiegeln somit ein 
ortstypisches Gesamterscheinungsbild wider. Bei der Festsetzung von Farbge-
bungen wird die Festlegung in Anknüpfung an die Grundfarben als hinreichend 
bestimmt angesehen (vgl. u.a. OVG Münster, Urt. V. 09.02.2000 – 7 A 2386/98 -, 
juris Rn. 22; OVG Münster, Beschl. v. 24.07.2000 – 7a D 179/98.NE -, juris Rn. 
27). Mit der Festlegung einer Grundfarbe (bspw. „Rot“) wird keine individuelle 
Farbe vorgegeben, sondern ein bestimmtes Spektrum an Farbtönen für zulässig 
erklärt, in denen die festgesetzte Grundfarbe gegenüber anderen Grundfarben 
dominiert und damit den Charakter des Farbtones prägt. 
 
Die verbindliche Festsetzung von Gründächern (lebenden Pflanzen) auf Garagen, 
Carports etc. erfolgt in Anlehnung an § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 3 Nr. 2 
BNatschG und dient der Optimierung des kleinräumlichen Wasserhaushalts. 
Gründächer speichern bis zu 80 % des Regenwassers und verdunsten es lang-
sam wieder, was zu einer Entlastung des lokalen Niederschlagswasserabfluss 
führt. Überdies produzieren die Pflanzen Sauerstoff, filtern verschmutzte Luft, ab-
sorbieren Strahlung und verbessern dadurch insgesamt das Mikroklima. 
 
Ausnahmen 
Ausgenommen von den Festsetzungen zu Dachform und –neigung sowie zu 
Dacheindeckungsmaterialien und –farben sind nur untergeordnete Bauteile wie 
Treppenhäuser, verglaste Dachflächen bspw. von Wintergärten, Terrassen- 
und/oder Balkonüberdachungen etc. 
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Architektonisch bedingte oder technisch notwendige Kleinstabweichungen stören 
den Siedlungscharakter nicht, sondern entsprechen vielmehr einer entsprechend 
funktional und gestalterisch sinnvollen Ausgestaltung der Gebäude. Daher sind 
entsprechende Bereiche frei von gestalterischen Auflagen. 
 
Solarthermie / Photovoltaikanlagen / Gründächer 
a) Solar- und/oder Photovoltaikanlagen sind allgemein zulässig. 

 
b) Auskragende und/oder aufgeständerte Anlagen o.ä. auf Hauptgebäuden sind 

unzulässig. 
 

c) Gründächer (lebende Pflanzen) sind allgemein zulässig. 
 

Die Errichtung von Solar- oder Photovoltaikanlagen ist ebenso wie die Herstel-
lung bzw. Verwendung von Gründächern (lebende Pflanzen) aus ökologischen 
und klimatischen Gesichtspunkten wünschenswert und daher allgemein zulässig. 
 
Anbauten 
Anbauten sind nur an straßenabgewandten Gebäudeseiten von Hauptgebäuden 
zulässig. 
 
Um ein möglichst störungsfreies Siedlungsbild entlang des Straßenraumes des 
‚Steenredder‘ sowie der abzweigenden Querstraßen auch in Zukunft zu gewähr-
leisten, sind jedwede Anbauten oder bauliche Ergänzungen (ungeachtet ihrer 
Ausformung oder Gestaltung) an den straßenzugewandten Gebäudeseiten von 
Hauptgebäuden unzulässig. 

 

7. Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet befindet sich in der Zone III des Wasserschutzgebietes Bor-
desholm. Die Wasserschutzgebietsverordnung Bordesholm vom 21.12.1990 ist 
bei künftigen Planvorhaben zu berücksichtigen und einzuhalten. 
 
Energie- und Wasserversorgung 
Da es sich bei dem Plangebiet um bereits bebaute innerörtliche Siedlungsflächen 
handelt, sind Anschlüsse für die Energieversorgung (Strom, Gas, Wasser) und 
Entsorgung (Abwasser) grundsätzlich bereits vorhanden und in Nutzung. 

 
Gegebenenfalls sind die bestehenden Anlagen, sofern durch künftige bauliche 
Veränderungen notwendig, entsprechend den Regeln der Technik zu erweitern 
bzw. zu ertüchtigen. 
 
Abwasserentsorgung 
Die Gemeinde Bordesholm ist abwasserbeseitigungspflichtig. Die Aufgabe, das 
anfallende Schmutzwasser zu klären, wird durch den Abwasserzweckverband 
Bordesholmer Land durchgeführt. In Bordesholm besteht eine Trennkanalisation, 
im Zuge derer das Schmutzwasser zum Klärwerk nach Reesdorf gefördert und 
dort gereinigt wird, bevor es in die Eider einleitet. 
 
Innerhalb des Gemeindegebietes sind nahezu 100 % aller Haushalte an die zent-
rale Schmutzwasserkanalisation angeschlossen. Aufgrund dessen und ange-
sichts der bereits vorhandenen Erschließungs- und Umgebungssituation des 
Plangebietes ist von dem Vorhandensein eines betriebsfertigen und ausreichend 
dimensionierten Abwasserkanals im angrenzenden Straßenraum auszugehen. 
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Das anfallende Schmutzwasser wird weiterhin mittels Kunststoffrohrleitungen im 
Freigefälle über den öffentlichen Straßenraum abgeführt und in den Hauptkanal 
der Straße ‚Steenredder‘ eingeleitet. 

 
Oberflächenentwässerung 
Da es sich bei der Fläche um eine bereits bebaute innerörtliche Fläche handelt, 
wird die mögliche Ableitung des Oberflächenwassers grundsätzlich als unproble-
matisch angesehen. Die Gemeinde ist für die Beseitigung zuständig und leitet 
das anfallende Regenwasser derzeit in das bestehende Kanalsystem ein. Gemäß 
Satzung besteht prinzipiell ein Anschlussrecht für jeden Grundstückseigentümer. 
 
Um die Situation zukünftig zu verbessern und das bestehende RW-Kanalnetz 
nicht weiter durch Neuanschlüsse von Neubauten zu belasten soll das Nieder-
schlagswasser zur Versickerung gebracht werden (s.o.). Exemplarisch wurden 3 
Bodenerkundungen durch das Ingenieursgeologische Büro Boden & Lipka auf 
drei Grundstücken (Steenredder Nr. 7, 13 und 21) durchgeführt mit dem Ergeb-
nis, dass an allen Ansatzpunkten eine oberflächliche Versickerung über Mulden- 
oder Rigolen möglich ist. Somit ist das auf den zu bebauenden Grundstücksflä-
chen anfallendes Oberflächenwasser mittels Sickermulden oder Rigolen zu fas-
sen und zur Versickerung zu bringen. Die Vorgaben des Arbeitsblattes DWA-A 
138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Nieder-
schlagswasser“ der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und 
Abfall e.V. (DWA) sind dabei zu beachten. 
 
Gemäß den „Hinweisen zum Umgang mit dem A-RW 1“ der Projektgruppe Ab-
wasser des AK Wasserwirtschaft LKT.SH vom 09.03.2023 ist „in Bestandsgebie-
ten davon auszugehen, dass der Wasserhaushalt in der Regel „extrem geschä-
digt“ (Fall 3) ist, sodass eine Berechnung der Wasserhaushaltsbilanz im Bestand 
grundsätzlich als nicht notwendig erachtet wird“. Aufgrund der nur geringfügigen 
Möglichkeit einer kleinteiligen Nachverdichtung (s.o.), welche einerseits ebenfalls 
der Verpflichtung zur Versickerung unterliegt und sich zudem unterhalb der Baga-
tellgrenze von weniger als 1.000m² befindet, wird von der Durchführung der Was-
serhaushaltsbilanz abgesehen. 
 
Löschwasser 
Die Löschwasserversorgung erfordert 48 m³/h für einen Zeitraum von zwei Stun-
den im Umkreis von 300 m. Nach der Hydranten-Richtlinie sollten Hydranten in 
Wohngebieten so errichtet werden, dass der Abstand untereinander 120 m nicht 
überschreitet. Hierdurch wird sichergestellt, dass von der Feuerwehr die Hilfefrist 
(= Zeitraum bis zur Einsatzbereitschaft vor Ort) eingehalten werden kann. 
 
Das Wasserversorgungsnetz innerhalb der Gemeinde Bordesholm ist auf Trink-
wasser ausgelegt. Im Notfall können jedoch die vorhandenen Hydranten – im 
Rahmen der jeweiligen Kapazitäten des Trinkwasserversorgungsnetzes – zur 
Wasserentnahme für Löschwasser, unter Einhaltung des DVGW-Arbeitsblattes 
W-405, genutzt werden. Die für das Gebiet relevanten bestehenden Trinkwasser-
leitungen sowie die vorhandene Versorgungssituation über Hydranten u.ä. blei-
ben unverändert bestehen, wodurch der Brandschutz gewährleistet ist. 

 
Müllentsorgung 
Die ordnungsgemäße Abfallentsorgung wird durch AWR (Abfallwirtschaft Rends-
burg-Eckernförde GmbH) durchgeführt. Am jeweiligen Entleerungstag sind die 
Abfallbehälter an der Straße bereitzustellen oder können alternativ durch den 
AWR vom Grundstück geholt und nach dem Entleeren wieder zurückgestellt wer-
den. Dieser Hol- und Bringservice wird gesondert berechnet und ist abhängig von 
der Entfernung zwischen Grundstück und Straße. 
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8. Bestandsschutz  

Unbenommen der Festsetzungen des Bebauungsplanes besteht grundsätzlich für 
alle Gebäude innerhalb des Plangeltungsbereiches ein Bestandsschutz, für die 
beim Bau eine gültige Baugenehmigung vorlag. Änderungen, Erneuerungen (Sa-
nierung etc.) o.ä. dieser Anlagen sind hierdurch jederzeit möglich, sofern die all-
gemeine Zweckbestimmung der Anlage gewahrt bleibt. 

 

9. Altlasten 

Etwaige Altlasten sind, obgleich derzeit nicht bekannt, nicht gänzlich auszu-
schließen. Sollten während der Baumaßnahmen Altlasten bzw. Altlastenablage-
rungen, Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll o.ä.) aufgefunden werden oder sich 
sonstige Hinweise (z.B. Geruch etc.) ergeben, ist die Untere Bodenschutzbehör-
de des Kreises Rendsburg-Eckernförde zu informieren. 

 

10. Kampfmittel 

Gemäß der Anlage zur „Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit durch Kampfmittel“ (Kampfmittelverordnung) in der aktuell 
gültigen Fassung gehört die Gemeinde Bordesholm nicht zu den Gemeinden, die 
durch Bombenabwürfe im Zweiten Weltkrieg in besonderem Maße betroffen wa-
ren. 
 
Zufallsfunde von Kampfmitteln sind, obgleich unwahrscheinlich, jedoch nicht 
gänzlich auszuschließen. Etwaige Funde sind unverzüglich der zuständigen Poli-
zeibehörde zu melden und dürfen, aufgrund der von ihnen ausgehenden Gefahr, 
nicht bewegt oder aufgenommen werden. Der Fundort ist bis zum Eintreffen der 
Polizei entsprechend zu sichern und vor Bewegungen oder Beeinträchtigungen 
zu schützen. 

 

11. Denkmalschutz 

Im Plangebiet bestehen keine oberirdischen Kulturdenkmale und es befindet sich 
nicht in einem archäologischen Interessengebiet (Archäologie-Atlas SH; abge-
fragt am 12.01.2022). 
 
Gemäß § 15 DSchG gilt: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies un-
verzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehör-
de mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Ei-
gentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Ge-
wässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter 
der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung 
einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
 
Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 
Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätes-
tens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kultur-
denkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Verände-
rungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 

12. Weitere Hinweise 

Bodenordnende Maßnahmen 
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Sofern zur Umsetzung von Planungen bodenordnende Maßnahmen erforderlich 
werden, sind diese ausschließlich auf privatrechtlicher Basis durchzuführen. 
 
Grundflächen 
Für die Berechnung der festgesetzten maximal zulässigen Grundflächen 
(GRmax) gelten, sofern nicht abweichend geregelt, die Bestimmungen zur Be-
rechnung der Grundflächen gemäß § 19 Abs. 2 und Abs. 4 BauNVO. 
 
Bodenschutz 
Im Zuge der Baumaßnahme sind die Vorgaben des Baugesetzbuches (u.a. § 202 
BauGB - Schutz des humosen Oberbodens und § 34 Abs. 1 Satz 2 BauGB - 
Wahrung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse), der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV, §§ 6-8) des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG u.a. § 7 - Vorsorgepflicht) sowie des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes (KrWG u.a. § 2 und § 6) einzuhalten. 
 
Für nicht wieder auf dem Flurstück verwendete Bodenmengen gilt: Anfallender 
humoser Oberboden ist gemäß § 6 und § 7 Bundesbodenschutz- und Altlasten-
verordnung (BBodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 Tabelle 1 und 2 der Ver-
ordnung aufgeführten Stoffe zu analysieren und zu entsprechend verwerten. Der 
übrige Bodenaushub (mineralischer Boden) ist zwingend nach den Vorgaben der 
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) Anlage 1 Tabelle 3 zu untersuchen und entspre-
chend den Ergebnissen zu verwerten (vgl. §8 BBodSchV und §§ 14 und 16 EBV). 
 
Schutz von Bäumen und Pflanzen 
Zum langfristigen Schutz von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
sind die Vorschriften der DIN 18920 (‚Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen‘), der RAS-LG4 (‚Richtlinie für die Anla-
ge von Straßen, Teil: Landschaftsgestaltung, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen 
und Sträuchern im Bereich von Baustellen‘) und der ZTV-Baumpflege (‚Zusätzli-
che technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege‘) bei Bau-
ausführung zu beachten. 
 
Einsichtnahme von Normen und Vorschriften 
Hier erwähnte Normen und Vorschriften etc. können, ebenso wie zur Planung 
gehörige Gutachten oder ggf. vorhandene weitere planungsrelevante Unterlagen, 
im Amt Bordesholm während der Öffnungszeiten für den Publikumsverkehr ein-
gesehen werden. 
 
Ordnungswidrigkeiten 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
verstößt, handelt rechtswidrig im Sinne des § 213 BauGB i.V.m. § 84 LBO-SH. 
Verstöße können mit einem Bußgeld bis zu 100.000 € geahndet werden. 
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Diese Begründung wurde am ………………… gebilligt durch 
 
den Beschluss der Gemeindevertretung der Gemeinde Bordesholm. 
 
 
 
 
 
 
Bordesholm, den ……………..………… 
 
 
Gemeinde Bordesholm 
 
 
 
 
 
 
……………..……………………………  ……………..……………………….. 

        Bürgermeister           Siegel 
 

 
 

 
 

 
 
Aufgestellt:      Kiel, den 02.04.2024 
 

 
 
 


